
Satzung 
der Gemeinde Helgoland über Stundung und Erlass von Forderungen 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) in der Fassung vom 
28.02.2003 (GVOBI. Schl.-H. 2003, S. 57), zuletzt geändert durch Art. 64 LVO vom 
27.10.2023 (GVOBI. Schl.-H. 2023, S. 514) sowie des § 31 der Landesverordnung über die 
Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplanes der Gemeinden 
(Gemeindehaushaltsverordnung — GemHVO) vom 14.08.2017, zuletzt geändert durch Art. 1 
LVO vom 11.01.2024 (GVOBI. S. 75) wird nach Beschluss durch die Gemeindevertretung 
vom 27.05.2025 folgende Satzung über Stundung und Erlass von Forderungen erlassen: 

§ 1 Anwendungsbereich 

Diese Satzung gilt für die Stundung und den Erlass von öffentlich-rechtlichen und 
privatrechtlichen Forderungen der Gemeinde Helgoland, soweit für sie keine besonderen 
Vorschriften bestehen. Die in anderen Gesetzen oder Rechtsverordnungen getroffenen 
Regelungen über Stundung und Erlass von Ansprüchen bleiben unberührt. 

§ 2 Stundung 

(1) Stundung ist die Hinausschiebung des Fälligkeitstermins für die Erfüllung einer 
Forderung. Die Einräumung einer Ratenzahlung kommt einer Stundung gleich. 
Unbefristete Stundungen sind nicht zulässig. 

(2) Eine Stundung wird nur auf Antrag gewährt. Der Stundungsantrag soll schriftlich gestellt 
werden. 

(3) Ansprüche der Gemeinde dürfen ganz oder teilweise gestundet werden, wenn ihre 
Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für die Schuldnerin oder den Schuldner 
bedeuten würde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint (§ 31 
Abs. 1 GemHVO). 

Eine erhebliche Härte ist dann anzunehmen, wenn die bzw. der Zahlungspflichtige sich 
aufgrund ungünstiger wirtschaftlicher Verhältnisse vorübergehend in ernsthaften 
Zahlungsschwierigkeiten befindet oder im Falle der sofortigen Einziehung in diese 
geraten würde. 

Eine Gefährdung der Forderung liegt vor, wenn anzunehmen ist, dass die Schuldnerin 
bzw. der Schuldner sich der Verpflichtung der Zahlung entziehen will, oder wenn 
Umstände vorliegen, die auf eine wesentliche Verschlechterung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Schuldnerin oder des Schuldners hindeuten. Wird die Stundung durch 
Einräumung von Teilzahlung (Raten) gewährt, so wird die jeweilige Restforderung sofort 
zur Zahlung fällig, wenn die Frist für die Zahlung von zwei Raten nicht eingehalten 
wurde. 

(4) Eine Stundung darf grundsätzlich nur unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs 
gewährt werden. Bei Gewährung der Stundung ist eine Stundungsfrist festzulegen, die 
im Regelfall den Zeitraum des Haushaltsjahres, mindestens aber den Zeitraum von 
einem Jahr nicht übersteigen soll. Abweichungen von Satz 2 bedürfen einer besonderen 
Begründung. 



(5) Für gestundete Beträge sind, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, 
Stundungszinsen in Höhe von 5 v. H. über dem jeweiligen Basiszinssatz nach §§ 247 
und 288 des Bürgerlichen Gesetzbuches zu erheben. Auf kommunale Abgaben 
(Steuern, Gebühren, Beiträge) sind die Vorschriften der Abgabenordnung (AO) 
entsprechend anzuwenden. Gemäß § 238 AO betragen die Stundungszinsen 0,5 v. H. 
für jeden vollen Monat. Bei der Berechnung der Zinsen ist der am 1. eines Monats 
geltende Basiszinssatz für jeden Zinstag dieses Monats zugrunde zu legen. 

(6) Von der Erhebung der Zinsen kann abgesehen werden, wenn ihre Erhebung nach Lage 
des einzelnen Falles unbillig wäre oder sich der Zinsanspruch auf weniger als 10,00 € 
belaufen würde. 

(7) Vor der Gewährung einer Stundung sind von der Schuldnerin bzw. von dem Schuldner 
Sicherheitsleistungen zu verlangen, wenn dies notwendig und zweckmäßig erscheint 

(8) Für die Bewilligung von Ratenzahlungen gelten die gleichen Grundsätze. 

§ 3 Erlass 

(1) Der Erlass ist der endgültige Verzicht auf eine Forderung. Durch den Erlass erlischt der 
Anspruch der Gemeinde. 

(2) Ansprüche können nur auf Antrag der Schuldnerin bzw. des Schuldners erlassen 
werden. 

(3) Ansprüche dürfen ganz oder zum Teil erlassen werden, wenn ihre Einziehung nach 
Lage des einzelnen Falles für die Schuldnerin oder den Schuldner eine besondere Härte 
bedeuten würde. Das gleiche gilt für die Rückzahlung oder Anrechnung von geleisteten 
Beträgen (§ 31 Abs. 3 GemHVO). 

Eine besondere Härte ist insbesondere dann anzunehmen, wenn sich die Schuldnerin 
oder der Schuldner in einer unverschuldeten wirtschaftlichen Notlage befindet und zu 
befürchten ist, dass die Weiterverfolgung der Forderung zu einer Existenzgefährdung 
führen würde. 

§ 4 Zuständigkeiten 

(1) Über Anträge nach §§ 2 und 3 dieser Satzung entscheiden 
a. die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister bei Ansprüchen bis zu dem in der 

Hauptsatzung der Gemeinde Helgoland festgelegten Betrag, 
b. die Gemeindevertretung in allen übrigen Fällen. 

(2) Jede Gewährung einer Stundung oder eines Erlasses ist umgehend der 
Finanzbuchhaltung schriftlich mitzuteilen. 

§ 5 Datenverarbeitung 

Die Gemeinde Helgoland ist gemäß Art. 6 der Datenschutz-Grundverordnung und § 3 des 
Landesdatenschutzgesetzes befugt, auf der Grundlage von Angaben der Zahlungspflichtigen 
ein Verzeichnis der Zahlungspflichtigen mit den für die Bearbeitung nach dieser Satzung 
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erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der Bearbeitung nach dieser 
Satzung zu verwenden und weiterzubearbeiten. 

§ 6 Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am 01. Juli 2025 in Kraft. 

Helgoland, den 03.06.2025 

Thor n Pollmann 
Bür rmeister 

Veröffentlicht am 

Aushang vom 
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